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MENSCHENRECHTE STATT GESCHENKE

Ihnen steht ein großes Fest ins Haus und Sie wünschen
sich keine Gutscheine, Blumensträuße oder Weinfla-
schen? Dann entscheiden Sie sich für eine Spende an
FIAN statt Geschenke. Stellen Sie einfach eine Spen-
denbox für Ihre Gäste auf und überweisen Sie dann
einfach den gesammelten Betrag auf unser Spenden-
konto IBAN: AT73 2011 1294 1590 3600
BIC: GIBAATWWXXX. Bitte geben Sie als Verwen-
dungszweck "Spenden statt Geschenke" an. Gerne
schicken wir Ihnen Infomaterial für Ihr Fest zu, damit
Sie Ihren Gästen zeigen können, wofür die Spenden
gesammelt werden.

Schreiben Sie uns eine Email an office@fian.at oder
rufen Sie an: 01 - 2350239.

NEU: Virtuelle Spendenbox auf Facebook! Sie können
Ihre Facebook-Freund*innen einladen, für FIAN zu
spenden. Einfach über den „Spenden“-Button auf der
FIAN-Facebookseite eine Sammlung starten und tei-
len: www.facebook.com/FIANoesterreich/

COVID-19 UND DAS RECHT AUF NAHRUNG

In zwei Monitoring-Berichten über die Auswirkungen von COVID-19 auf das
Menschenrecht auf Nahrung warnt FIAN vor einer drohenden Nahrungsmit-
telkrise. In der Pandemie treten nicht nur die Mängel unserer Gesundheits-
und Sozialsysteme am deutlichsten zutage, sie verschärft auch die struktu-
rellen Ursachen von Hunger und Mangelernährung. FIAN zeigt auf, wie die
Auswirkungen der Pandemie und die Maßnahmen zur Eindämmung der
Ansteckung die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen verstärken, die
den Menschen den Zugang zu angemessener Nahrung verwehren. Auch
wenn die sich abzeichnende Ernährungskrise durch COVID-19 ausgelöst
wurde, finden sich ihre Grundlagen in jahrzehntelanger neoliberaler Politik
und Praxis sowie einem industriellen Ernährungssystem, das auf Ausbeu-
tung von Mensch und Natur basiert. Die Berichte machen deutlich, dass
nicht nur gezielte Maßnahmen erforderlich sind, um dieser Pandemie zu
begegnen, sondern auch eine öffentliche Politik, die grundlegend die Art
und Weise verändert, wie unsere Gesellschaften organisiert sind und das
Wirtschaftssystem funktioniert. Vom Schutz der wichtigsten Nahrungsmit-
tellieferant*innen der Welt, der Bauern und Bäuerinnen und anderer
Landarbeiter*innen, bis hin zur Gewährleistung maßgeschneiderter
Mechanismen zum Schutz der am stärksten ausgegrenzten Menschen stellt
FIAN auch eine Reihe von Maßnahmen vor, die das Leben von Millionen
Menschen in dieser drohenden Nahrungsmittelkrise wesentlich verbessern
können.

Berichte online lesen unter www.fian.at/de/themen/covid-19/
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die Maßnahmen gegen die COVID-Pandemie lassen innerhalb
kürzester Zeit die Armuts- und Hungerzahlen explodieren. Lokale
Märkte sind geschlossen. Landwirte stehen ohne Einkommen da.
Hunderte Millionen Kinder verlieren den Zugang zu Schulmahl-
zeiten. Besonders hart trifft es kleinbäuerliche Familien, die sich
für Hybridsaatgut, Kunstdünger oder Pestizide verschuldet
haben. Ihnen droht eine existentielle Krise, bis hin zum Verlust
von Haus und Ackerland.
Doch nicht nur auf dem Land leben viele von der Hand in den
Mund: 60 Prozent der erwerbstätigen Menschen arbeiten im
informellen Sektor. Wer durch den Lockdown seinen Job verliert,
hat meist von heute auf morgen kein Geldmehr für Nahrungsmit-
tel. Nach UN-Angaben sind bis zu 250 Millionen Menschen von
schweren Gesundheitsschäden oder sogar dem Hungertod
bedroht.
Die gute Nachricht ist: die Lebensmittelspeicher sind weltweit
gut gefüllt. Eine globale Hungerkrise wäre prinzipiell abwendbar.
Die Politik muss hierfür jedoch rasch und entschlossen handeln:
Die ärmsten Länder benötigen dringend einen Schuldenerlass,
um ihre Bevölkerung zu versorgen. Spekulation mit Nahrungs-
mitteln wie nach der Finanzkrise muss verhindert werden. Die
kleinbäuerliche Nahrungsproduktion, die den Großteil der Welt-
bevölkerung ernährt, muss unterstützt werden. FIAN Österreich
setzt sich für lokale Vermarktungsstrategien, den Schutz vor
Landverlust in Zeiten finanzieller Not und eine krisenfeste Land-
wirtschaft auch in Zeiten des Klimawandels ein. Nationale Allein-
gänge hingegen können die Ernährungssituation noch
verschärfen – besonders für arme und importabhängige Länder.
Daher ist eine globale Koordinierung der Maßnahmen durch den
Welternährungsrat (CFS) auf Basis des Rechts auf Nahrung
erforderlich.

Ich wünsche eine anregende Lektüre!

Lukas Schmidt, Geschäftsleiter FIAN Österreich

UnsererneuerterFIAN-Vorstand

Angelina Reif: Vorsitzende, internationale Delegierte
Lisa Sterzinger: Stellvertretende Vorsitzende
Simone Peter: Kassierin
Thomas Haselberger: stellvertretender Kassier
Elisabeth Jost: stellvertretende Kassierin
Lisa Schrammel: Schriftführerin
Sigrid Kroismayr: stellvertretende Schriftführerin
Martin Kainz: Vorstandsmitglied



COVID-19 und das recht auf nahrung

WarumLockdownsundExport-
StoppszuglobalemHungerführen

ie Maßnahmen, um die COVID-19 Pandemie zu bekämpfen, verschärfen weltweit die
strukturellen Ursachen von Hunger und Mangelernährung. Hamsterkäufe und

Exportstopps lassen die Preise für Grundnahrungsmittel ansteigen, der Reispreis erreichte
Rekordniveaus.

D

Der Welternährungsauschuss warnte bereits in einem am
9. April 2020 veröffentlichten Dokument davor, dass die
COVID-19 Pandemie eine weltweite Ernährungskrise auszulö-
sen droht. Vielen Menschen war auch schon vor dem Ausbruch
der Pandemie der Zugang zu nahrhaften Lebensmitteln ver-
wehrt. Seit 2015 ist die Zahl der von Hunger betroffenen Men-
schen jedes Jahr gestiegen. Zu den am stärksten
von Hunger betroffenen Gruppen zählen Kleinbäuer*innen
– obwohl sie den größten Teil der weltweit hergestellten
Lebensmittel produzieren. Oftmals erzielen sie nur ein gerin-
ges Einkommen, weil die Konkurrenz durch die industrielle
Landwirtschaft die Preisemassiv drückt. Ernteausfälle, die sich
durch die Klimakrise mehren, können nicht abgepuffert
werden. Auch die Verschuldung durch den Zukauf von Saatgut

oder Düngemittel sind für viele Kleinbäuer*innen und ihre
Familien existenzbedrohend.
Vor diesem Hintergrund protestierten am 17. April 2020, dem
Tag des kleinbäuerlichen Widerstands, Millionen Menschen
weltweit gemeinsam mit La Via Campesina unter dem Slogan
„Bleib zuhause, aber nicht leise“. Sie wiesen auf die globale
Dimension von sozialer Ungleichheit hin, die die COVID-19
Pandemie auslöst hat, und verteidigten ihr Recht auf eine
angemessene Ernährung.

Die kommende Hungerkrise
Das globale Ernährungsregime setzt auf Welthandel, um
Armut und Hunger zu bekämpfen. In den letzten Jahrzehnten
wurde diese Auffassung vor allem von der Welthandelsorgani-

2 // THEMA // FOODFIRST

© FIAN International



sation WTO durchgesetzt. Die Interessen transnationaler Kon-
zerne werden durch Privatisierungen, De-Regulierungen und
Handelsliberalisierungen bevorzugt. Über Jahrzehnte hinweg
wurde die globalisierte Weltwirtschaft stärker arbeitsteilig
organisiert.
Das Resultat ist ein strukturelles Ungleichgewicht: Viele Staa-
ten des Globalen Südens produzieren hauptsächlich einige
wenige Primärgüter oder landwirtschaftliche Produkte, die
unter der Kontrolle transnationaler Konzerne exportiert
werden. Gleichzeitig sind diese Staaten in der Regel von
Lebensmittelimporten abhängig. Auch Saatgut, Düngemittel
und Pestizide müssen oft von multinationalen Konzernen zu
Weltmarktpreisen bezogen werden. Darüber hinaus sind Men-
schen mit geringem Einkommen proportional stärker von stei-
genden Weltmarktpreisen betroffen. Die ärmsten Menschen
der Welt sind somit den unregulierten Vorgängen auf dem
Weltmarkt besonders ausgesetzt und von Ernährungskrisen
am stärksten betroffen. Zuletzt wurde dies während der Ernäh-
rungskrise 2007/08 deutlich.
Die Gefahr ist groß, dass sich dieses Szenario wiederholt: Die
Preise für Reis haben zuletzt ein 7-Jahreshoch erreicht. Der
Maßstabspreis für eine Tonne Reis ist in Thailand zwischen
Mitte März und Mitte April um 11,5 Prozent gestiegen. Auch die
Preise für eine TonneWeizen sind imZuge der Pandemie ander
wichtigsten europäischen Terminbörse für Getreide, MATIF, im
ersten Monat nach dem Lock-Down um mehr als 15% Prozent
angestiegen. Sie erreichten am 22. April 2020 ihren Höchst-
stand (Stand 25. Mai 2020). Erst danach setzte eine Erholung
der Preise ein.
Denn Grundnahrungsmittel wurden speziell in den ersten
Wochen des Lock-Downs verstärkt nachgefragt und alle, die es
sich leisten konnten, legten Vorräte an. Doch es sind nicht die
Kleinbäuer*innen, die davon profitieren, stattdessen ist es die
industrielle Landwirtschaft, die Supermärkte beliefert. Gleich-
zeitig sind die Preise von anderen Primärgüter zum Teil stark
gesunken. Wie im Falle von unverarbeitetem Kakao. Kleinbäu-
er*innen sind in diesem Fall doppelt betroffen: Während sich
der Preis für importierte Grundnahrungsmittel drastisch
erhöht, sinken die Einkommen aus dem Verkauf der eigenen
Produkte.

Vom lock-down zum lock-out
COVID-19 verstärkt die bereits bestehende strukturelle
Ungleichheit. Die Pandemie offenbart zwischenstaatliche
Abhängigkeiten in einer neoliberal organisierten, globalisier-
ten Weltwirtschaft. Und wie sie mit lokaler Ungleichheit ver-
bunden sind. Der Staat bündelt Ressourcen zur Bekämpfung
der Krankheit, Ausspeisungen und Lebensmittelspenden blei-
ben aus.
Bei einem Lockdown können Menschen mit geringen Einkom-
men keine Hamsterkäufe für mehrere Tage oder gar Wochen
tätigen. Sie können nicht in ihren Wohnungen oder Hütten

bleiben. Sie müssen sich stattdessen im öffentlichen Raum
bewegen, um Geld für Lebensmittel für den nächsten Tag oder
die nächste Woche zu besorgen. Bäuer*innen müssen zu den
Märkten, um Geld zu verdienen. Der Lock-down wird für viele
von Armut und Hunger betroffene Menschen damit zum Lock-
out.
Die Staatsverschuldung erlaubt vielen Staaten des Globalen
Südens keine milliardenschweren Hilfspakete für die lokale
Wirtschaft. In den ärmsten Ländern der Welt ist die wirtschaft-
liche Krise keine Ausnahmesituation. Mit dem Lock-down und
vielen anderen Maßnahmen versuchen wir Menschenleben zu
schützen. Der Schutz der Rechte jener Menschen, die vonMan-
gelernährung undHunger bedroht sind, droht dabei insHinter-
treffen zu geraten.

Der gerechte Beitrag
In der aktuellen Krisenbearbeitung wird aber auch deutlich,
welche umfassenden und raschen Veränderungen möglich
sind, wenn Politik und Gesellschaft diese für wichtig erachten.
Die Versuchung ist groß, sich primär um die Probleme im eige-
nen Umfeld und innerhalb der eigenen Staatsgrenzen zu küm-
mern. Es wäre jedoch zynisch, jetzt auf all jene zu vergessen,
die das globalisierte, neoliberale Weltwirtschaftssystem ärmer
gemacht hat.
Der gerechte Beitrag von Staaten des Globalen Norden sowie
von Reichen in allen Teilen der Welt ist jetzt wichtiger denn je.
Ein Schuldenschnitt ist unmittelbar nötig. Akute Hilfspro-
gramme, um eine Hungerkrise abzuwenden, müssen direkt
finanziert werden, anstatt den betroffenen Staaten Kredite mit
neoliberalen Auflagen aufzuzwingen.
Ernährungssouveränität der Gemeinschaften und Regionen
muss als zentrale Orientierung für die Zukunft dienen. Viele
Bauern und Bäuerinnen setzen bereits heute auf agrarökologi-
sche Methoden und entwickeln solidarische Handelsnetz-
werke mit den Konsument*innen. Nur wenn regionale
Versorgung gestärkt und bevorzugt wird, kann Ernährungssi-
cherheit auch in Krisenzeiten gewährleistet werden. Ein zen-
traler Schlüssel liegt dabei in der fundamentalen
Umgestaltung von internationalen Handelsabkommen, die in
ihrer derzeitigen Form Profite von transnationalen Konzernen
vor das Leben von Menschen stellen.

Julianna Fehlinger (ÖBV - Via Campesina Austria) und
Lukas Schmidt (FIAN Österreich)

Die Originalversion dieses Textes ist am 17. April 2020 anläss-
lich des Tages des kleinbäuerlichen Widerstands als Blogbei-
trag bei Mosaik – Politik neu zusammensetzen erschienen:
https://mosaik-blog.at/ocorona-hunger/
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Indien in ZeitendesVirus
Staat ohne Maske

er von Regierungschef Narendra Modi am 23. März verkündete rigide Shutdown führte zu einem
Exodus von Millionen temporärer, migrantischer Arbeitskräfte aus den Städten. Über Nacht

verloren sie ihre Existenzgrundlage als Tagelöhner*innen, Vertragsarbeiter*innen oder „Solo-Selbstän-
dige“, etwa im Straßengewerbe. Oftmals konnten sie sich nur noch für kurze Zeit ernähren. In vielen
Fällen blieben Arbeitgeber*innen die Löhne schuldig.

D

Wie auch in anderen Epidemien waren es die Angehörigen der
qualifizierten und mobilen Mittelschicht, die das Virus nach
Indien brachten und Taxifahrer*innen, kleine Ladenbesitze-
r*innen, Bedienstete in den Restaurants, Fahrer*innen und
Hausangestellte infizierten. Erst danach griff die neue Pest
über auf die Slumbewohner*innen, die Arbeiter*innen auf
ihren Baustellen und die Wanderarbeiter*innen, die auf
Gehwegen oder in Slums übernachten. Diese besitzen kaum
die Mittel wie fließendes Wasser, sanitäre Einrichtungen und
geräumige Unterkünfte, um sich der Seuchengefahr zu
erwehren.
Da die öffentlichen Transportmittel weitgehend ausfielen,
machten sich die auf die Straße gesetzten Arbeiter*innen mit
spärlicher Habe und zum Teil begleitet von ihren Familien zu
Hunderttausenden zu Fuß auf den Rückweg in jene Orte, die
sie vor Wochen, Monaten oder auch Jahren verlassen hatten.
Nur die Kanal- und Latrinenreiniger wurden verpflichtet, trotz
mangelhafter Ausrüstung ihre demütigende Arbeit fortzufüh-
ren.

Die Rückkehr
Viele strandeten auf diesem Weg, wurden von der Polizei
unter Einsatz von Schlagstöcken in Auffanglager zusammenge-
trieben oder landeten in Notunterkünften privater Hilfsorgani-

27. März 2020: Lock-Down in Bangalore
© Nicolas Mirguet, Flickr

sationen. Nur wenige Bundesstaaten schickten Züge, um
Migrant*innen in ihre Heimat zu bringen.
Erst am 29. April wurde der Busverkehr zwischen den Bundes-
staaten erlaubt. Das Stranded Workers Action Network berich-
tete bereits Anfang April von 189 Todesfällen im
Zusammenhang der zwangsweisen Internierungen, darunter
Suizide, Opfer von Polizeigewalt, Erschöpfung oder Nahrungs-
mangel.
Auch in ihren Dörfern finden die überwiegend aus den nied-
rigsten Kasten stammenden Migrant*innen Misstrauen vor:
Ortseingänge werden von höheren Kasten verbarrikadiert.
Rückkehrer werden bei der Polizei denunziert. In der Abwehr
der vermeintlichen Gefahr von außen kommt es auch zu Über-
griffen mit Todesfolgen. Angesichts der mangelnden Vorberei-
tung des Zentralstaates springen fast überall karitative
Organisationen und religiöse Gemeinden mit offenen Küchen,
Unterkünften und Nottelefonen ein. Gut 9.500 Camps werden
von NGOs organisiert, gegenüber rund 7.800 der Regierung.
Angst, Mitleid und Fürsorge – aber auch die Verstärkung der
Kastendistanzen – halten sich die Waage.

Ein Kontinent der Armut
Im Zensus von 2011, dessen Ergebnisse in Bezug auf Migran-
t*innen erst 2019 veröffentlicht wurden, wurden indienweit
455 Millionen Personen erfasst, die seit mehr als sechs
Monaten nicht an ihrem „gewöhnlichen Wohnort“ lebten –
gegenüber 2001 ein Anstieg von 141Millionen. Diese Zahl dürfte
mittlerweile um weitere 100 Millionen gestiegen sein. Gut die
Hälfte davonhat keine dauerhafteNiederlassung amZielort im
Sinn und kann daher als temporäre Wanderarbeiter*innen
gelten, die zwischen Land und Stadt zirkulieren und eine Art
Brücke zwischen der städtischen und ländlichen Armut
schlagen. Ihr Ziel ist in der Mehrheit eine Arbeit im informellen
Sektor der mittleren und großen Städte.
Laut Zensus suchten 84 % der Männer eine Beschäftigung
außerhalb der Landwirtschaft, bei den Frauen waren es 65 %.
Zusammen bilden sie den Hauptteil der städtischen Unter-
schichten, die ohne Arbeitsverträge, Sozial- und Krankenversi-
cherungsansprüche und häufig auch ohne feste Bleibe die
informelle Wirtschaft betreiben. Rechnet man die Tagelöhne-
r*innen und temporären Arbeitskräfte aus dem formellen
Sektor hinzu, so waren 2011 etwa 87 % der Erwerbstätigen in
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den indischen Städten sozial und arbeitsrechtlich weitgehend
ungesichert. Zusätzlich sind die umfangreichen saisonalen
Arbeitskräftewanderungen (zwischen ein und sechs Monaten)
zu berücksichtigen, die ebenso wie die Pendler*innen zwi-
schen Dörfern und Städten vom Shutdown „aufs Trockene“
gesetzt wurden.
Im März machten sich gut 120 bis 140 Millionen Menschen auf
denWeg in ihre Herkunftsregionen. Viele verbleiben aber auch
in den Städten, überdauern in Slumbehausungen, Bau- und
Arbeitsstellen oder unter Brücken und sind weitgehend auf die
Mildtätigkeit von öffentlichen Küchen angewiesen.

Wachstum ohne Arbeit
Die offenkundige Schwäche der indischen Wirtschaft besteht
trotz der imponierenden Wachstumsraten im „jobless grow-
th“: der jährliche Zuwachs an Arbeitsplätzen im formellen
Sektor von allenfalls zwei oder drei Millionen kann den jährli-
chen Zustrom von etwa 15 Millionen junger, zum Teil in Privat-
schulen gut vorbereiteter Arbeitssuchender nicht aufnehmen.
Gleichzeitig zwingt die seit Jahrzehnten anhaltende Agrarkrise
durch die fortschreitende Fragmentierung der bäuerlichen
Betriebe und den Anstieg landloser Arbeitskräfte in fast jedem
Haushalt Angehörige dazu, auf der Suche nach Arbeit fortzuge-
hen. 50% der Betriebe bewirtschaften weniger als 1 % des kul-
tivierbaren Landes. Kleinbäuerliche Haushalte besitzen
durchschnittlich weniger als einen Hektar Land und erwirt-
schaften damit kaum ein Drittel des notwendigen Bedarfs.
Gerade auf dem Land ist der Hunger endemisch. Seit Ende der
1990er Jahre haben hunderttausende von Farmern (und auch
Farmerinnen) ihren Betrieb aufgegeben. Nach offiziellen Zäh-
lungen hatten bis 2016mehr als 300.000 bäuerliche Produzen-
t*innen den Suizid gewählt.
Auch wenn die offiziellen Armutszahlen weniger als 30 Prozent
der 1,3 Milliarden Inder*innen als „arm“ bezeichnen, sind
Hunger und Unterernährung allgegenwärtig, gerade bei Kin-
dern und Frauen. Seit der Verabschiedung des „National Food
Security Acts“ von 2013 werden 75 % der ländlichen und 50 %
der städtischen Haushalte mit subventionierten Nahrungsmit-
teln (Weizen, Reis und Hülsenfrüchte) versorgt. Zugeteilt
werden die Rationen über rund 500.000 Ration Shops. Die
Hilfen können den Hunger jedoch nur teilweise stillen. Zudem
ist das System von irregulären Abflüssen, Korruption undMiss-
wirtschaft geplagt. Viele der bedürftigen Haushalte haben
keinen Zugang zu den zunehmend digital verwalteten Berech-
tigungskarten. In der aktuellen Corona-Krise zeigt das Public
Distribution System (PDS) seine systemischen Schwachstellen,
da die Arbeitsmigrant*innen fern von ihren anspruchsberech-
tigten Haushalten über keine Nachweise und damit keinen
Zugang zum System verfügen. Nach jahrelangen Verzögerun-
gen verspricht die Regierung nun eine Umstellung auf indivi-
duelle und ortsungebundene Ration Cards.
Derweil quellen die pharaonischen Getreidelager der Zentral-

Wanderarbeiter*innen in der Warteschlange einer Essensausgabe
in Dheli
© Wikimedia

regierung mit 77 Millionen Tonnen über. Die Zusagen der
Regierung, die in das PDS Eingeschriebenen für zwei oder drei
Monate mit kostenlosen Zuteilungen von gerade einmal 3,5
Millionen Tonnen zu versorgen, dienen jedoch kaum dazu, das
strukturelle Dilemma des indischen Ernährungssystems zu
lösen. Da für die Zuteilungen an die Bundesstaaten weiterhin
die Bevölkerungszahlen des Zensus von 2011 zugrunde liegen,
bleiben weit über 100 Millionen Inder*innen unberücksichtigt.

Was tun?
Mit der Rückkehr eines großen Teils der Wanderarbeiter*innen
versiegen über Nacht die Rücküberweisungen in die Heimat-
orte. Das von der Vorgängerregierung geschaffene weltweit
größte Arbeitsbeschaffungsprogramm für ländliche Regionen,
nach dem jeder Haushalt ein Recht auf 100 Arbeitstage zum
Mindestlohn hat, war bei der jetzigen Regierung zunächst
unbeliebt und ist unterfinanziert. Eines seiner Ziele war die
Eindämmung der temporären Arbeitswanderungen. Es wurde
jedoch nicht im vollen Umfang umgesetzt, nicht zuletzt wegen
des Widerstands der Landeigentümer. Nun steht es vor einer
ungeheuren, kaum zu bewältigenden Belastungsprobe. Die
Überfüllung von ausgehungerten Dörfern mit unterbeschäftig-
ten Arbeitskräften dürfte verheerenden Folgen für Arbeits-
löhne und kollektive Verhandlungen nach sich ziehen. Die
bisherige grausame Indifferenz des Staates und seiner Regie-
rung gegenüber den Leiden der „downtrodden“ verspricht
wenig Gutes.

Hanns Wienold, Beiratsmitglied von FIAN Deutschland

Prof. Dr. Hanns Wienold hat langjährige Feldforschung in
Lateinamerika und Südasien durchgeführt. 2019 veröffent-
lichte er das Buch „Indien Heute. Die Armut bleibt unbesiegt.“
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COVID-19 und das recht auf nahrung in Österreich

WIESOZIALEEINRICHTUNGENINZEITEN
VONCOVID-19WEITERARBEITEN

© Stefanie J. Steindl

in Interviewmit Klaus Schwertner, Geschäftsführer der Caritas der ErzdiözeseWien.E
Mit dem Ausbruch der Corona-Krise Mitte März mussten viele
soziale Einrichtungen, die jährlich Tausende vonMahlzeiten an
armutsbetroffene Menschen austeilen, ihr Angebot kurzzeitig
limitieren oder sogar für kurze Zeit schließen. Die Umstellung
hat soziale Einrichtungen wie Tagesbetreuungszentren, sozi-
ale Supermärkte oder Essensbusse betroffen,hatmassive Kon-
sequenzen für Menschen in Not konnten nur durch zusätzliche
Hilfsangebote abgefangenwerden. Klaus Schwertner, seit 2013
Geschäftsführer der Caritas der Erzdiözese Wien, erzählt uns
über die Entwicklung der Arbeit der sozialen Einrichtungen
Le+O, Gruft und Canisibus seit dem Ausbruch der Krise.

Wer sind die Hauptbetroffenen dieser Krise, die sich an die
soziale Einrichtungen der Caritas wenden?
Vielen Menschen, die sich an uns wenden, ist es schon vor der
Krise schlecht gegangen. Mit dem Ausbruch dieser Gesund-

heitskrise sind die Arbeitslosenzahlen so hoch wie noch nie
seit dem Zweiten Weltkrieg. Das hatte riesige Herausforderun-
gen zur Folge. 50 % der Menschen, die sich über die Corona
Hotline an uns gewendet haben, meinten, sie hätten nie
gedacht, dass sie jemals von der Caritas Hilfe brauchen
würden. Da geht es vor allem um Alleinerziehende, kinderrei-
che Familien, aber auch um Mindestpensionistinnen und
-pensionisten.

Die Anfragen und Essensausgaben sind in den letzten
Wochen deutlich gestiegen - haben Sie Zahlen dazu?
Bei den Le+O Lebensmittelausgabestellen sind es mittlerweile
mehr als 10.000 Lebensmittelpakete, die wir in den letzten
Wochen ausgegeben haben - insgesamt knapp 100 Tonnen
Lebensmittel. Auch bei den Suppenbussen, etwa im Canisibus,
waren viel längere Schlangen als sonst. Und in der Gruft
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werden üblicherweise täglich rund um die 180 bis 200 Mittag-
essen und 180 bis 200 Abendessen ausgegeben.

Um eine Weiterverbreitung des Coronavirus zu vermeiden,
wurden verschiedene Maßnahmen getroffen. Wie hat sich
das auf die Arbeit der sozialen Einrichtungen ausgewirkt, in
denen Menschen eine Mahlzeit bekommen können?
Die Herausforderungen waren enorm. Zum Beispiel das Pro-
jekt Le+O - mit 15 Lebensmittelausgabestellen - hatte vor der
Krise um die 1.000 Freiwillige im Einsatz. Die große Herausfor-
derung war, dass über 80 % davon aufgrund ihres Alters selbst
zu vulnerablen Gruppen gehörten und nicht mehr eingesetzt
werden konnten. Das heißt, wir konnten einige Tage die
Lebensmittelausgaben nicht durchführen. Dabei haben wir
auch gleich gesehen, welche Auswirkungen das hat: die Men-
schen haben sich verzweifelt gemeldet und gefragt, wann wir
wieder aufsperren. Manche davon sind in ihren Wohnungen
gesessen und haben sich nicht hinaus getraut.

Wie konnten Sie diese Situation lösen?
Wir haben das Le+O Projekt dann sehr rasch umgestellt. Wir
haben einen großen Aufruf gestartet und es haben sich sehr
viele junge Menschen gemeldet. Die wurden dann innerhalb
von 24-48 Stunden eingeschult undwaren somit schon schnell
im Einsatz. Es gibt seither Lebensmittel-Notausgabenstellen
an allen Wochentagen und an unterschiedlichen Orten in
Wien. Das sind vielfach Pfarrhöfe oder Gärten, weil wir das
ganze ins Freie verlegt haben, um entsprechende Hygiene-
maßnahmen bzw. die behördlichen Maßnahmen umsetzen zu
können. Wir haben das System so umgestellt, dass fertige
Lebensmittelpakete ausgegeben werden können, dass es
Desinfektionsmittel gibt, dass der Mindestabstand eingehalten

© Stefanie J. Steindl

werden kann, und alles organisiert damit diese Lebensmittel-
pakete dann sehr schnell ausgegeben werden können. Damit
die Versorgung sichergestellt ist, haben wir auch für die Leute,
die sich nicht heraus getraut haben, das Essen kontaktlos vor
die Tür gestellt.

Wie haben sich diese Maßnahmen in den Tageszentren aus-
gewirkt?
So wie bei Le+O gab es in der Gruft die Herausforderung, dass
es hier viele Freiwillige im Einsatz gab, die nicht kommen
konnten. Darüber hinaus mussten wir die Anzahl der
Menschen in Tageszentren reduzieren, damit der entspre-
chende Mindestabstand eingehalten werden konnte. Deshalb
wurde auch das zusätzliche Notquartier am Bahnhof Meidling
innerhalb von wenigen Tagen eröffnet. Vor Ort wurde dann
jeweils eine geringere Personenanzahl versorgt. Es gab dann
auch an unterschiedlichen Orten eine Ausweitung auf einen
24-Stunden Betrieb, auch um etwa Einrichtungenwie die Gruft
zu entlasten. Die Herausforderung bei der Gruft und generell
bei der Obdachlosenarbeit ist, dass man überlegen muss, was
Quaratänemaßnahmen bedeuten, wenn man keine eigenen
vier Wände hat - die Sorge, wennman in der Früh hinausmuss,
was dann mit den Leuten ist. Das ist durch die Umstellung auf
den 24-Stunden Betrieb gut gelungen.

Woher bekommt ihr die Lebensmittel für diese Initiativen
und wie hat sich das in den letzten Monaten entwickelt?
In der Gruft werden die Mahlzeiten normalerweise von Koch-
gruppen zubereitet. Die Kochgruppen oder auch Unterneh-
men gehen selbst einkaufen, bereiten die Mahlzeiten zu und
geben sie dann aus. In den letzten Monaten haben sich auch
viele Hotel- und Gastronomiebetriebe, etwa das Hotel „Inter-
Continental“ oder das „Steirereck“, die zusperrenmussten, bei
uns gemeldet und gefragt, ob sie Lebensmittel an uns spenden
können.

Gibt es weitere Pläne, sollte sich diese Situation verlängern?
Wir arbeiten an Maßnahmen, weil im Herbst die Grippezeit
kommt und wir natürlich auch vorbereitet sein müssen, falls
eine zweite Corona-Welle kommt.

Die Arbeit, die ihr macht, ist für viele Menschen sehr
wichtig. Welche Unterstützung seht ihr als wichtig, um
weiter diesen Menschen helfen zu können?
Das Winterpaket von der Stadt Wien wurde verlängert, was
sehrwichtig ist. Auch der Hilfsfonds für NPOswird besprochen.
Als Caritas sind wir stark von Spenden abhängig und brauchen
diese Unterstützung, um unsere Aufgabe weiter erfüllen zu
können.

Das Interview führte Elisa Klein-Diaz
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Guarani kaiowá

Keinland,keinenahrung,keinleben

© FIAN International

ie brasilianische Regierung kommt ihrer Verpflichtung zur Demarkation der indige-
nen Territorien nicht nach, setzte Grundnahrungsmittel-Lieferungen für die indige-D

In der Reihe aggressiver Maßnahmen gegen indigene Völker in
Brasilien hat die brasilianische Regierung zu Jahresanfang die
Lieferung von Grundnahrungsmitteln an zahlreiche Guarani-
Kaiowá-Gemeinden im Bundesstaat Mato Grosso do Sul einge-
stellt. Diesen Schritt begründet die Regierung damit, dass
FUNAI - das verantwortliche Organ für den Schutz der indige-
nen Gemeinschaften im Land - keine Nahrungsmittel an
Menschen liefern solle, die ihrer Ansicht nach "illegal in das
Land eindringen".
Die Wahrheit ist, dass die Regierung die seit Generationen von
den Guarani und Kaiowá bewohnten indigenen Gebiete nie
demarkiert hat, also neu vermessen und anerkannt, obwohl
dies eine verfassungsmäßige Verpflichtung des brasilianischen
Staates wäre. Das führte zu einem Teufelskreis und einem
bitteren Kampf umLand und ein Leben inWürde: Ohne Zugang
zu ihren Territorien leben die Guarani-Kaiowá auf einem Land,
das ständig umkämpft ist. Unter diesen Voraussetzungen
können sie einfach keine eigenen Nahrungsmittel produzieren
und sind abhängig von Nahrungsmittelhilfe-Programmen,
deren Zugang jedoch ständig gefährdet ist.

Hunger und Unterdrückung
Im Jahr 2013 führten FIAN International und FIAN Brasilien mit
Unterstützung von CIMI und Aty Guasu - der politischen Ver-
sammlung der Guarani-Kaiowá - eine sozioökonomische und
ernährungswissenschaftliche Untersuchung in drei symbol-
trächtigen Gemeinden der Guarani-Kaiowá durch, nämlich in
Guaiviry, Ypo'i und Kurusu Ambá. Die Ergebnisse zeigten eine
klare Verletzung des Menschenrechts auf angemessene
Nahrung und Ernährung der Gemeinschaften: In allen drei
Gemeinschaften waren alle Haushalte zum Zeitpunkt der
Umfrage von Nahrungsmittel- und Ernährungsunsicherheit
betroffen - auch die Kinder. Diese Situation hat sich seither ver-
schlechtert, da keine weiteren Gebiete von der Regierung
abgegrenzt und rechtmäßig anerkannt wurden.
Im Laufe der Jahrzehnte wurden die Guarani-Kaiowá in
winzige, mittlerweile akut überfüllte Reservate gedrängt,
während die irreguläre Landnahme inMato Grosso do Sul stark
zunahm. Diemassiven Einschränkungen ihresMenschenrechts
auf einen angemessenen Lebensstandard und des Rechts auf
Nahrung führte zu einem Anstieg der Selbstmordrate und der
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nen Gemeinschaften der Guarani-Kaiowá aus und setzt sie den Gefahren von COVID-19
aus. Aber die indigenen Gemeinschaften organisieren weiterhin Widerstand.



Todesfälle unter den Guarani-Kaiowá, nachweislich 50 Kinder
sind seit 2005 an Hunger gestorben.
Bei den jüngsten Feldbesuchen berichteten indigene Vertreter
der Guarani-Kaiowá über Schwierigkeiten beim physischen
und finanziellen Zugang zu Nahrungsmitteln, insbesondere zu
ausreichender Nahrung. Neben dem fehlenden Einkommen
reicht das Land, das sie rechtmäßig besetzen, entweder nicht
für die Bepflanzung aus, oder der extensive Einsatz von Agro-
chemikalien undPestiziden inMonokulturen hindert sie daran,
Nahrung auf ihre traditionelle Art und Weise anzubauen. Dar-
über hinaus sind die Guarani-Kaiowá-Gemeinschaften Ziel von
Großgrundbesitzern und ihren Milizen - die mit Unterstützung
der Staatspolizei agieren. In vielen Fällen führt dies zur Ermor-
dung sowie zur Kriminalisierung und willkürlichen Inhaftie-
rung der indigenen Führer.

© FIAN International

Eine Art langsamer Völkermord
Die Entscheidung der brasilianischen Regierung, die Lieferung
von Grundnahrungsmitteln an die indigenen Guarani-Kaiowá
auszusetzen, verstößt gegen mehrere nationale und internati-
onale Menschenrechtsstandards. Vertreter*innen der indige-
nen Gemeinschaften kämpfen weiterhin für die Erfüllung des
Rechts auf angemessene Nahrung in der Region und für ihre
kleinbäuerlichen Rechte und fordern Partizipation ein. So dis-
kutierten sie Strategien für die Region mit den zuständigen
Behörden, jedoch zeichnet sich aktuell kein Vorankommen ab.
"Anstatt das Problem durch die Demarkation unseres Territori-
ums zu lösen, droht uns die Regierung mit der Vertreibung
sowie mit der Aussetzung von Grundnahrungsmitteln, Sozial-
hilfe und allem Möglichen. Es ist unmenschlich, was sie uns
antun, wir brauchen und sind auf das Land angewiesen, wir
müssen uns selbst ernähren, um zu überleben", so Guarani-
Kaiowá-Anführer Elizeu. Wie in Exklusivinterviews mit Elizeu

und anderen Anführer*innen und Vertreter*innen der Guarani-
Kaiowá in Mato Grosso do Sul im Rahmen der Initiative
„Tekoha is Life“ veranschaulicht wird, leben die Gemeinschaf-
ten unter erbärmlichen Bedingungen.
FIAN unterstützt das Vertretungsorgan der Guarani-Kaiowá,
die Aty Guasu, und hat Beschwerden bei den UN-Sonderbe-
richterstattern und Kommissaren der Interamerikanischen
Menschenrechtskommission (IACHR) eingereicht, um drin-
gendeMaßnahmen zu ergreifen. „Die gezielte zivilgesellschaft-
liche Aufmerksamkeit auf Menschenrechtsverletzungen ist ein
wichtiges Instrument, um akute Bedrohungen abzuwenden“,
betont Tina Wirnsberger, Projektkoordinatorin bei FIAN Öster-
reich. So gelang es im März, dass einige Lieferungen aufgrund
der Mobilisierung der Zivilgesellschaft wieder aufgenommen
wurden. Sie könnten jedoch jederzeit wieder ausgesetzt
werden, wie dies in der Vergangenheit bereits geschah.

Selbstorganisation gegen COVID-19
Indigene Dachverbände alarmieren in öffentlichen Erklärun-
gen, dass ihre Gemeinden besonders anfällig für die Auswir-
kungen der Pandemie sind. Oft fehlt der Zugang zu einer
schnellen Gesundheitsversorgung durch Mangel an Gesund-
heitsstationen und deren schlechte Ausstattung ohne Intensiv-
betten oder Atemgeräte. Auch das Immunsystem der
indigenen Bevölkerung sei nicht für solche Krankheiten
gewappnet, warnen die indigenen Vertreter*innen.
COVID-19 verschärft auch die lebensbedrohliche Situation der
Guarani-Kaiowá massiv. Selbstorganisiert errichten sie Stra-
ßensperren, organisieren Präventionsmaßnahmen gegen
Ansteckung und rufen auch außerhalb ihrer Communities dazu
auf, das Virus fernzuhalten. Illegale Holzfäller, Goldgräber und
Jäger nutzen die Corona-Krise aus, um in die Reservate einzu-
dringen, was die Verbreitung des Virus zusätzlich verstärkt.
Statt Schutz zu gewährleisten, treibt Präsident Bolsonaro nun
außerdem ein Gesetz voran, das illegale Landnahme nachträg-
lich legalisieren soll.

FIAN unterstützt die Guarani-Kaiowá in ihrem ausdauernden
Widerstand und setzt sich insbesondere für die Umsetzung des
außergerichtlichen Abkommens ein, in dem sich die Behörden
2007 zur Demarkierung von 36 Gebieten in Mato Grosso do Sul
verpflichtet haben. Die Guarani-Kaiowá müssen sich wieder
selbst ernähren können!

Tina Wirnsberger, FIAN Österreich
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kleinbäuerliche errungenschaften in gefahr

AgrarökologischeBewegungimSüden
BrasilienskämpftumÜberleben

m brasilianischen Bundesstaat Paraná hat sich eine starke Bewegung gebildet, die
Alternativen zum agrarindustriellenModell entwickelt. In der Regionwurdenwichtige

Schritte zur Etablierung von Agrarökologie gemacht und dadurch das Recht auf Nahrung
gestärkt. Die Errungenschaften könnten unter der Regierung von Jair Bolsonaro zerstört
werden.

I

Helena und Roque Goncalves Gandin bauen auf ihren zehn
Hektar Land eine große Vielfalt an Nahrungspflanzen an:
Zuckerrohr, Maniok, Reis, Süßkartoffeln, Bohnen, Mais sowie
weitere Gemüse- und Obstsorten. Große Araukarien spenden
Schatten; von März bis Juni werden die Pinhão genannten
Früchte dieser Bäume geerntet.
Es gibt Schweine, Hühner, Rinder, Schafe und Fische. Verarbei-
tet wird dies von der Familie selbst. Sie schlachten die Tiere,
stellen Schmalz her und produzieren Rohrzucker.
Das Ehepaar lebt in Porto Barreiro, einem kleinen Ort im Bun-
desstaat Paraná. Sie gehören zur Agrarökologie-Bewegung.
Dies ist kein leichtes Unterfangen, denn allein in Paraná wurde
2019 auf einer Fläche von 5,5 Millionen Hektar gentechnisch
verändertes Soja angepflanzt. Auch in der Nachbarschaft der
Familie wird GV-Soja und -Tabak angebaut.
Lässt man den Blick schweifen, sieht man die weitreichende
Zerstörung des Landes: Soja und Mais soweit das Auge reicht.
Nicht nur große Landwirte und Agrarbetriebe setzen auf dieses
Geschäft, sondern auch viele Kleinbäuerinnen und Kleinbau-
ern. „Sie sagen, sie könnten es nicht anders machen“, erklärt
Helena. „Sie möchten ihre Ernte auf einen Schlag verkaufen
und haben Angst, dass sie mit Agrarökologie weniger Geld
verdienen.

Dabei produzieren sie keine Nahrungsmittel und müssen für
ihren Eigenbedarf bezahlen. Wir hingegen verkaufen das ganze
Jahr über unsere Produkte.“ Die Gandins haben sich für den
agrarökologischen Weg entschieden, weil viele Familien unter
Gesundheitsproblemen litten und sie sich fragten, warumman
mit Gift anbauen soll, wenn zuvor auch ohne Pestizide ein
ertragreicher Anbaumöglich war.

Kleinbäuer*innen kämpfen um Land und das Recht auf
Nahrung
Im Bundesstaat Paraná hat sich eine breite Bewegung eta-
bliert, die Alternativen zum agrarindustriellen Modell aufzeigt.
Viele Familien setzen auf einen vielfältigen Anbau mit Agro-
forstwirtschaft und traditionellem Saatgut. Viel zu dieser Ent-
wicklung beigetragen hat die Landlosenbewegung Movimento
dos Trabalhadores Rurais Sem Terra (MST).
Der Kampf um Land prägt die Region seit vielen Jahrzehnten.
In Brasilien besitzen etwa 10% der Bevölkerung rund 80% der
Agrarflächen. Hier setzte ab 2004 die Agrar-Reform unter der
Vorgänger-Regierung von Lula da Silva an. Aufgrund des
ungleichen Landbesitzes wurde eine Umverteilung sowie ein
„Sozialer Nutzen“ von Land gesetzlich festgeschrieben. Rund
500.000 Familien erhielten bis Ende 2007 Land oder Landtitel
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für bereits genutzte Flächen. Dieser Prozess geriet ab 2011 mit
dem Ende der Regierung Lula ins Stocken. Aktuell leben allein
in Paraná mehr als 5.000 Familien in assentamentos (Siedlun-
gen) und 4.000 Familien auf besetztem Land, ohne dass ihnen
die Flächen offiziell zugesprochen wurden. Sie können daher
jederzeit vertriebenwerden. Aktuell istmehr denn je ungewiss,
ob sie eigenes Land bekommen, da Bolsonaro schon Anfang
2019 per Dekret jegliche Landverteilung im Rahmen der Agrar-
reform einstellte.

Beratung essentiell
In der MST-Siedlung „Assentamento 8 de Junho“ leben 105
Familien. Zehn von ihnen praktizieren Agrarökologie. Eine
dieser Familien sind Darci und Marli Teresa da Silva, die dort
seit fünfzehn Jahren 12,5 Hektar agrarökologisch bewirtschaf-
ten. Ihre Geschichte zeigt, wie Familien sich mit Agrarökologie
unabhängig machen können. Anfangs hatten sie mit fünfzehn
Kühen konventionell Milch produziert. Doch dies funktionierte
für sie nicht gut, obwohl sie den höchstenMilchertrag der Sied-
lung hatten. Noch heute müssen sie den Kredit abbezahlen,
der für den Aufbau der Produktion notwendig war. Darci
beschreibt das Problem so: „Wir haben nur Milch produziert,
jedoch nichts für die Ernährung der eigenen Familie.“ Darauf-
hin hat er eine Rechnung aufgemacht: Wie viel Geldmüssen sie
innerhalb von zehn Jahren für Einkäufe im Supermarkt ausge-
ben? Es zeigte sich, dass die Milchherstellung für den Markt
nicht der richtige Weg war.
Danach hat sich die Familie neu aufgestellt. Über die Arbeit der
Landpastorale Comissão Pastoral da Terra (CPT) kam es zum
Umdenken zugunsten von Agrarökologie. Die CPT, eine Organi-
sation der katholischen Kirche, fordert seit langem eine ökolo-
gische und soziale Ausrichtung der Landwirtschaft und setzt
sich ebenfalls für Landreformen ein.

Agrarökologie stärkt soziale Bewegung
Seit dem Jahr 2000 wurde die agrarökologische Bewegung in
Paraná immer stärker. Auf Druck sozialer Bewegungen wurde
2009 die staatliche Universität Universidade Federal da Fron-
teira Sul (UFFS) in Laranjeiras do Sul eröffnet. Die UFFS liegt in
einer Siedlung der MST und verschafft bäuerlichen Familien,
Landlosen, Indigenen und insbesondere Frauen Zugang zu Bil-
dung. In Paraná ist sie eine von sechs staatlich gefördertenUni-
versitäten im ländlichen Raum mit Schwerpunkt Agrar-
ökologie. Sie arbeitet eng mit Bauernorganisationen wie dem
Centro de Desenvolvimento Sustentável e Capacitação em
Agroecologia (CEAGRO) und der Associação de Estudos Orien-
tação e Assistência Rural (ASSESOAR) zusammen. Deren Ziel ist
es, die Landbevölkerung zu stärken und in Agrarökologie aus-
zubilden.
Die gemeinsamen Anstrengungen fruchteten. Neben der prak-
tischen Arbeit liegt der Fokus dabei auch auf der politischen

Bildung. Hierdurch konnten nicht nur die Einkommen der bäu-
erlichen Familien erhöht und ihre Ernährung verbessert
werden; auch die Vernetzung wurde unterstützt, was
wiederum die sozialen Bewegungen in Südbrasilien stärkte.
Aus dieser Initiative heraus konnte sich in Paraná eine Vielzahl
von Bauernmärkten und Kooperativen entwickeln – wesentli-
che Bestandteile von Agrarökologie. Denn zur Agrarökologie
gehört nicht nur ein nachhaltiger Anbau; es müssen auch
lokale Märkte geschaffen werden, auf denen die Produkte
verkauft werden können. Eine wichtige Errungenschaft, die
durch die enge Kooperation der Zivilgesellschaft mit der
Politik umgesetzt werden konnte, ist das Schulspeisungspro-
gramm Programa Nacional de Alimentação Escolar (PNAE). Es
verpflichtet die Gemeinden, mindestens 30 Prozent der in den
Schulen verwendeten Lebensmittel von Familienbetrieben zu
kaufen. Hiervon profitieren viele agrarökologische Familien,
auch weil für zertifizierte Bioprodukte oftmals ein höherer
Preis gezahlt wird. Dies stärkt das Konzept der Agrarökologie in
der Region insgesamt.

Unterstützung dringend notwendig
Die positive Entwicklung in Südbrasilien hin zumehrUnabhän-
gigkeit, politischer Teilhabe und gesunder Ernährung ist akut
gefährdet. Seit dem Amtsantritt der neuen Regierung gerät die
agrarökologische Bewegung immer mehr in Bedrängnis. Bol-
sonaro unterstützt aktiv die Ausweitung von Soja-Anbau und
industrieller Viehhaltung. Allein in den ersten hundert Tagen
seiner Amtszeit wurden 290 neue Pestizide zugelassen. Die
Förderung von agrarökologischer Landwirtschaft ist im Regie-
rungsprogrammnicht vorgesehen. Fraglich ist auch, wie esmit
dem Schulspeisungsprogrammweitergeht.
In Südbrasilien liegt es vor allem an der starken sozialen
Bewegung, dass zurzeit überhaupt noch Agrarökologie geför-
dert wird. Eine wichtige Rolle spielen dabei die gewachsenen
regionalen Strukturen. Sowill der Bundesstaat Paraná bis 2030
hundert Prozent Bio an den Schulen erreichen. All diese Initia-
tiven benötigen dringend internationale Unterstützung und
Aufmerksamkeit.

Mireille Remesch, Agrar Koordination Deutschland

Mireille Remesch, Entwicklungspolitische Referentin der Agrar
Koordination, war im Oktober vor Ort und führte Gespräche
mit Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Landlosen, Indigenen,
Student*innen und Professor*innen der UFFS über die Umset-
zung von Agrarökologie in Südbrasilien. Weitere Informatio-
nen: www.agrarkoordination.de
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Verhaftungvonpeterkayiiraals
politischesDruckmittel

K awe r i - F a l l i n u g anda

m Kaweri-Fall rückt eine gerichtliche Lösung näher. Auf die Vertriebenen steigt der politische Druck,
das geringe Entschädigungsangebot der ugandischen Regierung anzunehmen. Peter Kayiira, Spre-

cher der Kläger*innen, wurde sogar verhaftet.
I

Im gerichtlich angeordneten Mediationsverfahren zur Lösung
des Kaweri-Falls hat die ugandische Regierung ihr Entschädi-
gungsangebot Mitte Dezember 2019 auf umgerechnet knapp
eine Million Euro erhöht. Zusätzlich bietet sie knapp 40.000 €
zur Deckung der Verfahrenskosten an. Der Haken an dem
Angebot: Hiermit sollen alle Forderungen abschließend begli-
chen und der Fall beendet sein. Die Neumann Kaffee Gruppe
hat keine Entschädigung angeboten.
Das Angebot entspricht lediglich der Forderung aus der 2002
eingereichten Klage für die Entschädigung des zerstörten
Eigentums. Nicht eingerechnet sind die Inflation der vergange-
nen 18 Jahre sowie die Rückgabe oder der Ersatz für das
geraubte Agrarland. Beim Gerichtstermin am 16. Dezember
hatte sich Peter Kayiira, Sprecher der Vertriebenen, daher
gegen die Annahme des Angebots ausgesprochen. In einer Ver-
sammlung hatten sich die Vertriebenen zuvor darauf verstän-
digt, zusätzlich je Familie den finanziellen Gegenwert von 10
Morgen Land (2,5 Hektar) zu fordern. Denn ohne die Möglich-
keit, Agrarland zu erwerben, würden sie der erdrückenden
Armut kaum entkommen können. Dieser Forderung wurde
jedoch nicht entsprochen.
Die ugandische Regierung wollte offenbar sicherstellen, dass
alle Betroffenen das Angebot annehmen. Im Anschluss an die
Verhandlung wurde Peter Kayiira – noch auf dem Gerichtsge-
lände – verhaftet. Er hatte noch Gelegenheit, FIAN per Telefon
zu informieren, bevor ihm seinMobiltelefon abgenommen und
er ins Luzira-Gefängnis in Kampala gebracht wurde. Formal
wurde die Verhaftung mit einer nicht gezahlten Geldschuld
begründet.

Regierungsstrategie zum Teil erfolgreich
2016 war Peter Kayiira als unabhängiger Kandidat zu den Par-
lamentswahlen angetreten, hatte aber nicht gewonnen.
Gewählt wurde der Kandidat der Regierungspartei NRM. Peter
klagte gegen dieses Ergebnis, verlor aber in zwei Instanzen.
Aufgrund des verlorenen Gerichtsprozesses musste er die Ver-
fahrenskosten übernehmen. Laut seinen Angaben verzichtete
der gewählte Abgeordnete jedoch darauf, diese Schuld einzu-
fordern. Erst im Dezember 2019, als sich die Nachricht über
eine mögliche Entschädigung im Kaweri-Fall verbreitete,
wurde er aktiv.

FIANs Recherchen zu diesem Sachverhalt haben den Eindruck
bestätigt, dass die eigentliche Motivation zur Verhaf-
tung Peters darin bestand, die Kläger*innen dazu zu bewegen,
das Verfahrenskostenangebot der ugandischen Regierung
anzunehmen und den Fall aus der Welt zu schaffen. Die Sache
scheint politisch hoch aufgehängt zu sein: Die Anwaltskanzlei
der Gegenseite gehört dem Schwiegersohn von Staatspräsi-
dent Museveni. Durch Peters Inhaftierung in Kampala wurde
die Verbindung zu seinen Mitkläger*innen gekappt. Ihmwurde
nahegelegt, dem Entschädigungsangebot zuzustimmen, und
damit die eingeforderte Geldschuld zu begleichen.
Verhaftungen aufgrund vonGeldschulden sind imUN-Zivilpakt
eindeutig als Menschenrechtsverletzungen eingeordnet.
Uganda hat diesen Pakt vorbehaltslos ratifiziert. Doch die Stra-
tegie der Regierung war zum Teil erfolgreich: 325 Kläger*innen
willigten in das Angebot ein – viele sicherlich auch wegen der
extremen Armut, in der sie seit der Vertreibung 2001 leben.
Doch Peter Kayiira blieb trotz Sorge um seine Sicherheit stand-
haft. Mithilfe von Freund*innen konnte rechtzeitig vor der
Gerichtsverhandlung am 10. Februar seine Freilassung erwirkt
werden. Damit wurde verhindert, dass die Haltung derjenigen,
die diese niedrige Entschädigung ablehnen, unter den Tisch
fällt. Um deren Entscheidung in Erfahrung zu bringen, hat der
Richter nun das Hohe Gericht im Distrikt Mubende um Amts-
hilfe gebeten. Da die Entfernung dorthin für die Vertriebenen
nicht so weit wie bis nach Kampala ist, sollen sie vom dortigen
Richter über das Entschädigungsangebot informiert werden,
damit sie fundierte Entscheidungen treffen können. Diese
sollten beim nächsten Gerichtstermin präsentiert werden, der
aufgrund der Corona-Maßnahmen noch nicht feststeht. Die
Entscheidungen müssen nicht einstimmig ausfallen. Sollte
eine kleine Gruppe die angebotene Entschädigung ausschla-
gen, könnte diese die Klageweiterführen, während die übrigen
das Angebot annehmen. FIAN mischt sich in diese Entschei-
dung nicht ein und wird beide Gruppen bis zur Umsetzung der
Entschädigungen unterstützen.

Getrud Falk, FIAN Deutschland
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„Mein Lebenhängtvondiesem Landab!“

Neues von der fallarbeit in sambia

eit 2014 hat FIAN Deutschland die Arbeit zu Landkonflikten in Sambia deutlich verstärkt. Damalige
Recherchen zeigten, dass verschiedene deutsche Akteure – staatliche wie private – in Sambia Land

aufkaufen und die industrielle Agrarwirtschaft fördern. Der enge Austausch mit den Kolleg*innen von
FIAN Sambia ist für die tägliche Arbeit sehr wichtig. Ende letzten Jahres konntenwir zudem selbst vor Ort
Informationen aus erster Hand sammeln. Die Recherchereise ging zu einer riesigen Agrarinvestition des
Berliner Investors Amatheon und zu zwei Landkonflikten im Distrikt Mpongwe.

S

Die Recherchen wurden unter schwierigen Bedingungen
durchgeführt. Das Land durchlebt eine schwere Hungerkrise.
Nach offiziellen Zahlen benötigt eine Million Menschen akute
Nahrungsmittelhilfe. Zurückzuführen ist dies unter anderem
auf die einseitige Agrarpolitik zu Gunsten großer Agrarkon-
zerne und Investoren sowie den Klimawandel, der Sambia mit
häufigeren, längeren und stärkeren Dürren besonders stark
trifft.

Gewaltsame Vertreibung untersucht
Über den Landkonflikt der Siedlung Lupala wird hier kurz
berichtet. 2016 hatte FIAN die Gemeinde am Rande einer
Großfarm von Zambeef – dem größten Agrarkonzern des
Landes – erstmals besucht. Damals zeigte der Sohn eines
Bauern die Erträge von zwei Monaten Erntearbeit: „Uns geht es
gut, wir können von unseremLand leben“. Er berichtete jedoch
auch, dass Farmmitarbeiter den Familien androhten, sie zu
vertreiben.
FIAN hatte 2016, unmittelbar nach dem Besuch der Bauernfa-
milien, die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell-
schaft (DEG) über die Räumungsdrohungen informiert. Die
DEG, Tochter der staatlichen KfW Förderbank, schienen diese
nicht bekannt zu sein – dabei ist Zambeef ein langjähriger Kre-
ditnehmer. Zwei Jahre später, kurz vor Weihnachten 2018,
schlug unser Kollege Archie Mulunda von FIAN Sambia Alarm:
Die Familien informierten ihn, dass sie am Vortag gewaltsam
vertrieben worden waren. Vor Ort trafen wir uns nun mit drei
Betroffenen, die das Ereignis detailliert schilderten: Begleitet
von hochrangigen Mitarbeitern von Zambeef führten Strafge-
fangene die Zerstörung ihrer Häuser, Zäune und Ställe durch.
Die Bauernfamilien waren schockiert und vorab nicht über die
konkreten Pläne informiert worden. Sie wurden über Nacht
obdachlos. Eine Familie lebt fast einem Jahr nach der Vertrei-
bung noch immer in einem provisorischen Unterstand. Die
anderen haben Kühe verkaufen und Kredite aufnehmen
müssen, um ein neues Haus zu bauen. Die Verantwortlichen

boten keinerlei Hilfe oder finanziellen Ausgleich an –weder die
Firma noch der Kreditgeber oder staatliche Stellen. Erst nach
der Intervention von FIAN versprachen sie als Kompensation
für die Teile der Felder, die schon bepflanzt waren, einige
Säcke Mais. Ohne eigenen Ackerland sieht die Zukunft für die
Vertriebenen düster aus.

Rechenschaftsmechanismen fehlen!
Für FIAN ist es immer bitter, wenn wir eine solche angedrohte
Vertreibung nicht verhindern können. Auf mehrfache Nachfra-
gen stellte sich die DEG – für uns gänzlich unverständlich –
hinter die gewaltsame Vertreibung und wirft den Kleinbäue-
r*innen sogar „Hausfriedensbruch“ vor. Sämtliche Fragen zu
Menschenrechten blieben unbeantwortet. Auch das Entwick-
lungsministerium BMZ wollte keine Stellung beziehen. Sogar
ein Gespräch mit unserem Kollegen aus Sambia, der im Früh-
sommer 2019 eigens nach Köln reiste, schlug das Ministerium
aus. Die langjährige Erfahrung zeigt leider, dass deutsche
Ministerien und Botschaften keine Strategie haben, um sich
mit Menschenrechtsverletzungen durch deutsche Akteure
angemessen auseinander zu setzten. Botschaften müssten
eindeutige Weisungen aus Berlin bekommen, dass die Über-
prüfung möglicher Menschenrechtsverletzungen, in die
deutsche Akteure verwickelt sind, in der Verantwortung
Deutschlands liegt. Und sie müssten dafür mit einem klaren
politischenMandat und angemessenenKapazitäten ausgestat-
tet werden. Auch die Länderreferate von BMZ und Auswärti-
gem Amt müssten zusammen mit einem klar mandatierten
und gestärkten Menschenrechtsreferat in die Lage versetzt
werden, solch schlimmen Geschehnissen nachzugehen. Dass
sich Ministerien und Entwicklungsbanken teilweise Gesprä-
chen verweigern und sich zudem einseitig auf die Informatio-
nen der verwickelten Unternehmen – hier dem Agrarkonzern
Zambeef – verlassen, zeichnet ein problematisches Bild zum
Umgangmit den eigenen Menschenrechtspflichten.

Roman Herre, Agrarreferent FIAN Deutschland
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Kambodscha: KeineHandelsvorteile für
Menschenrechtsverletzungen!

zivilgesellschaftlicher druck zeigt wirkung

emnächst publiziert FIANÖsterreich eine neue Studie überMenschenrechtsverletzungen, zuwelchen
die EU-Handelsinitiative „Everything But Arms“ in Kambodscha beigetragen hat. Die in der Studie

angewandte Analyse anhand der UN-Erklärung der Rechte von Kleinbäuer*innen und andererMenschen
in ländlichen Gebieten (UNDROP) veranschaulicht auch die zentrale Bedeutung, die die UNDROP in der
menschenrechtlichen Arbeit einnimmt.

D

Unter der europäischen Handelsinitiative „Everything But
Arms“ (EBA) wird Kambodscha mit Handelspräferenzen unter-
stützt und kann Produkte quoten- und zollfrei nach Europa
exportieren – eben alles außer Waffen undMunition. Die Initia-
tive betont Handel als Entwicklungsmotor, der dazu beitrage,
Armut zu verringern, Arbeitsplätze zu schaffen und den allge-
meinen Wohlstand zu erhöhen. Tatsächlich initiierte sie einen
Exportboom aus Kambodscha in die EU, führte jedoch nicht
gleichermaßen zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen der von Armut betroffenen Bevölkerung. So
wurden zwar im Textilsektor neue Arbeitsplätze geschaffen,
jedoch zu ausbeuterischen Bedingungen. Ein Drittel der –
hauptsächlich weiblichen – Textilarbeiter*innen ist unterer-
nährt.

Menschenrechtsverletzungen im Agrarsektor
Im Agrarbereich führte EBA zu einem regelrechten Run auf
Landrechte und hatte Landraub, Gewalt und anhaltende Men-
schenrechtsverletzungen zur Folge. Seit 2006 wurden über
150.000 Hektar Land an private Investor*innen für Zuckerrohr-
plantagen verpachtet. Das führte dazu, dass die ärmste Bevöl-
kerung enteignet, vertrieben und ihnen ihre Lebensgrundlage
– ihr Land – entzogen wurde. Ihr Recht auf Nahrung sowie die
in der UNDROP verankerten Rechte wurden verletzt.
Bevor die Zuckerrohrplantagen errichtet wurden, verfolgten
kambodschanische Familien in ländlichen Gebieten eine
ganze Reihe an Aktivitäten zur Existenzsicherung, wie den
Anbau von Bananen, Ananas und Mangos, Viehhaltung, das
Sammeln von Waldfrüchten und Wasserpflanzen, Fischerei,
Holzverarbeitung und Köhlerei. Manche arbeiteten auch
zusätzlich als Fahrer*innen oder Lehrer*innen. DieseMischung
sorgte für eine verhältnismäßig stabile und langfristig nachhal-
tige Quelle für Nahrung, Einkommen und Lebensunterhalt. Die
wichtigste Voraussetzung war der Zugang zu ertragreichem
Land. In den frühen 1990ern gewährleistete die Regelung der
Verteilung von Land nach bedarfsorientierter Landnutzung
zudem, dass es kaum Landlosigkeit gab.
Die Einführug der Vergabe von ökonomischen Landkonzessio-
nen (ELC) führte zur Zerstörung kleinbäuerlicher, bedarfsorien-

tierter Landwirtschaft und lokaler Ernährungssysteme durch
die Expansion großflächiger, kapitalorientierter Produktion -
auch die durch EBA entstandenen Zuckerrohrplantagen. Eine
„Entwicklungspolitik“, die in Produktionsmodellen resultiert,
welche der ärmsten Bevölkerung die wichtigste Lebensgrund-
lage, nämlich ihr Land, rauben, muss hinterfragt werden! Sie
trägt zu Menschenrechtsverletzungen bei, indem sie Investo-
ren finanzielle Anreize gibt, zu Lasten der Landbevölkerung
große Plantagen aufzubauen.

Jahrelanger zivilgesellschaftlicher Druck zeigt Wirkung
Seit 2010 haben von Landraub betroffene Gemeinden – unter-
stützt von FIAN und anderen zivilgesellschaftlichen Organisati-
onen in Kambodscha, Thailand und Europa – die EU
wiederholt dazu aufgerufen, die systematischen Menschen-
rechtsverletzungen zu untersuchen. Dass die EU-Kommission
erst nach beinahe zehnjährigem, beharrlichem Druck vor
einem Jahr ein Verfahren zur menschenrechtlichen Überprü-
fung der Situation einleitete,macht die strukturellen Probleme
der EU-Handelsinitiative sichtbar: EBA hat keine angemesse-
nen und bindenden Rahmenbedingungen, um Menschen-
rechtsverletzungen zu vermeiden.
Nach dem einjährigen Untersuchungs- und Dialogprozess
zwischen der EU-Kommission und der kambodschanischen
Regierung hat die Europäische Kommission im Februar
schließlich entschieden, bestehende EBA-Handelspräferenzen
für Kambodscha teilweise zu entziehen, auch für Zucker,
dessen Produktion erst durch Landgrabbing ermöglicht
wurde. Sofern die kambodschanische Regierung nicht durch
substanzielle Änderungen zur Verbesserung der menschen-
rechtlichen Situation beiträgt, wird die Entscheidung nach
sechsmonatiger Frist demnächst in Kraft treten. Der jahrelange
zivilgesellschaftliche Druck zeigt erste Wirkung. FIAN unter-
stützt die Betroffenen weiterhin bei der Durchsetzung ihrer
Rechte und fordert, dass die EU eine menschenrechtliche Fol-
genabschätzung für ihre Handelspolitiken durchführt. Derlei
Menschenrechtsverletzungen müssen im Vorfeld abgewendet
werden.

Andreea Zelinka und Tina Wirnsberger, FIAN Österreich
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berichtHerzlichen dank für die unterstützung

Die Filmtage Hunger.Macht.Profite.10 standen notgedrungen
unter dem Zeichen der COVID-19 Pandemie. Abgesehen vom
Premierenabend am 12. März 2020 im Top-Kino, wurden die
Filmgespräche neu konzipiert und in den virtuellen Raum
verlegt. Auch wenn wir sehr bedauern, dass die zehnte Auflage
der Hunger.Macht.Profite. ohne Bundesländertour stattfinden
musste, so war das Online-Festival doch eine spannende neue
Erfahrung.
Wir möchten uns hiermit nochmals herzlichst bei allen invol-
vierten Menschen bedanken. Bei unseren Fördergeber*innen,
bei unseren Kooperationspartner*innen, bei den Impuls-
geber*innen, bei unserem Publikum, aber auch bei unseren
kooperierenden Kinos, welchenwir in diesen für den Kulturbe-
trieb ausgesprochen harten Zeiten auf diesem Wege alles
erdenklich Gute und die notwendige politische Aufmerksam-
keit wünschenmöchten.

Alle Filmgespräche wurden aufgezeichnet und sind online frei
zugänglich. Alle Infos unter:
www.hungermachtprofite.at

Unser Fest war rauschend: interessant, fröhlich, musikalisch,
poetisch, geistreich, vielfältig und bunt wie die FIAN Commu-
nity. Sowohl bei der Festveranstaltung in der Volksanwalt-
schaft am 28. November als auch beim Erzählcafé und
anschließenden Musik und Tanz im Burgenländisch-kroati-
schen Zentrum am 29. November durften wir uns über ein
volles Haus freuen!

Es war eine Ehre für uns, unsere Gäste Michael Windfuhr, Ana
María Suarez Franco, Marianne Schulze und Nikolai Soukup
zum Thema „Social Rights for Future“ in die Volksanwaltschaft
zu bitten. Volksanwalt Bernhard Achitz bedankte sich für die
verlässliche Zusammenarbeit mit FIAN und versicherte uns
volle Unterstützung für unsere Bemühungen, das Recht auf
Nahrung in die österreichische Verfassung zu bringen.
In der Diskussionsrunde am 29. November wurde an die zahl-
reichen Erfolge der FIAN-Arbeit der letzten 30 Jahre erinnert.
Dennoch wurde auf die bestehenden Aufgaben nicht verges-
sen: Die Verwüstung der Welt, der Ausverkauf von Ressourcen
nach 30 Jahren neoliberaler Politik schreit nach gesetzlichen
Grundlagen auf allen Ebene. Verletzungen des Rechts auf
Nahrung dürfen nicht länger ungestraft bleiben! Es braucht
Zugängen zu Rechtswegen für jene, für die es um die Verteidi-
gung und Wiedererlangung ihrer Lebensgrundlagen und ihrer
Würde geht. Daran wird FIAN auch in den kommenden Jahren
mit großem Elan arbeiten.

J u b i l ä um s f e i e r
3 0 j a h r e f i a n
ö s t e r r e i c h
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Neue gesichter in Büro und vorstand

Lukas Schmidt, Geschäftsleitung

„Hunger und Mangelernährung sind das Resultat von sozialer Ungleichheit.
Landraub, die Zerstörung vonÖkosystemen und der zunahmende Einfluss transna-
tionaler Konzerne, verschlimmern die Situation der Betroffenen. Ich setzemichmit
FIAN für ein egalitäres Ernährungssystem ein, das es Menschen erlaubt, selbstbe-
stimmt über ihre Ernährung zu entscheiden.“

Tina Wirnsberger, Projektkoordination

„Das Ernährungssystem ist derzeit Teil des Problems – dabei könnte es wichtiger
Teil der Lösung sein. Das gilt sowohl für Hunger undMangelernährung, als auch für
die Klimakrise. Vor allem jene, die Lebensmittel produzieren, zählen zu den am
stärksten Betroffenen, darunter insbesondere Frauen. Die Rechte von
Kleinbäuer*innen zu stärken ist ein essenzieller Schlüssel im Einsatz gegen Hunger
& Diskriminierung und für den Aufbau einer nachhaltigen Zukunft. Ich freue mich,
als Projektkoordinatorin mit FIAN dafür zu kämpfen!"

Elisa Klein-Diaz, Projektreferentin

„Auch in Österreich sollte jeder Mensch Zugang zu einer selbstbestimmten, leistba-
ren und gesunden Ernährung haben. Menschen dabei zu unterstützen – dafür
setze ich mich bei FIAN ein.“

Martin Kainz, Vorstandsmitglied

„Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte haben in ihrem Kern transformati-
ves Potential. Artikel 2.1 des UN-Sozialpaktes verpflichtet Staaten dazu, bei der Rea-
lisierung der Menschenrechte international zusammenzuarbeiten. Durch das
eigene Agieren dürfen Menschenrechte anderswo nicht verletzt werden. Dies ist
eine zentrale Basis für globale Gerechtigkeit.“
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Er liefert (per Post) aktuelle Analysen, Übersichten und Tipps zu
• nachhaltigen Fonds, Wind-, Solar- und Wasserkraftbeteiligungen
• ca. 40 nachhaltigen Titeln im Musterdepot, z.B. Aktien von
Geberit, Tesla und Tomra (mit Kursgewinnen bis 4.700%)

• 25 Natur-Aktien im Index nx-25 (+1.243% von 1997 bis Ende 2019)
• 30 Solar-Aktien im Index PPVX (+423% von 2001 bis Ende 2019)
• ausserbörslichen Aktien wie BioArt oder Öko-Test
• Warnungen vor (grün-)schwarzenSchafen.

Wer sein Geld ökologisch nachhaltig, sinnvoll und rentabel anlegen
will, vertraut seit 1991 auf den Informationsdienst Öko-Invest.
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Weltweit werden Menschen durch die
vorherrschenden pol it ischen, sozialen
und wirtschaft l ichen Strukturen syste-
matisch daran gehindert, ihr Menschen-
recht auf Nahrung durchzusetzen. FIAN
setzt sich als internationale Menschen-
rechtsorganisation dafür ein, dass al le
Menschen frei von Hunger sowie in Würde
leben und sich eigenverantwortl ich er-
nähren können. FIAN tut das auf Basis
internationaler Menschenrechtsabkom-
men, insbesondere des Paktes über wirt-
schaft l iche, soziale und kulturel le
Rechte.

Mit 21 Sektionen und Koordinationen und
Mitgl iedern in 50 Ländern ist FIAN welt-
weit präsent. Seit 30 Jahren wirkt die
Arbeit von FIAN lokal, national und auf
internationaler Ebene. Als FIAN Öster-
reich zeigen wir die Mitverantwortung
der österreichischen Pol it ik und Unter-
nehmen am weltweiten Hunger auf. Von
ihnen fordern wir bei Verletzungen des
Menschenrechts auf Nahrung Rechen-
schaft ein.
FIAN engagiert sich in konkreten Fäl len
vor Ort. Gleichzeit ig setzen wir uns für
pol it ische Rahmenbedingungen ein, die
Menschenrechte zum Maßstab haben.

FIAN Österreich
Schwarzspanierstraße 1 5 / 3 / 1
1 0 9 0 W i e n


